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Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


N 7% 


wig. Von 23. Oftober 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


Rindvieh und Hammel (Nr. 39. b. und d. des Vereins⸗Zolltarifs) werden auf 
der Grenzlinie von Burg auf Fehmarn nordweſtlich bis Hörbro in Schleswig 
von in durch das Bundespräſidium zu beſtimmenden Zeitpunkte ab zollfrei 
eingelaſſen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 23. Oktober 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. 


Bundes ⸗Geſetzbl. 1867. 10 (Nr. 15.) 


Ausgegeben zu Berlin den 6. November 1867. 


(Fr. 15.) Verordnung über die Ausführung des Geſetzes vom 23. Oktober d. 3., betreffend die 


Aufhebung der Eingangsabgabe von Rindvieh und Hammeln auf der 
Grenzlinie von Burg auf Fehmarn bis Hörbro in Schleswig. Vom 
2. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ae. 


verordnen auf Grund des Geſetzes vom 23. v. M., 2 die Aufhebung 
der Eingangsabgabe von Rindvieh und Hammeln auf der Grenzlinie von Burg 
auf gi bis Hörbro in Schleswig, im Namen des Norddeutſchen Bundes, 
was folgt: 


Das Geſetz vom 23. v. M., betreffend die Aufhebung der Eingangsabgabe 
von Rindvieh und Hammeln auf der Grenzlinie von Burg auf Fehmarn bis 
Hörbro in Schleswig, tritt mit dem 15. d. M. in Wirkſamkeit. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 2. November 1867. 
(IL. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. 
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(Nr. 16.) Geſetz über die Freizügigkeit. Vom 1. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


9. Je : 
Jeder Bundesangehörige hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes: 


1) an jedem Orte ſich aufzuhalten oder niederzulaſſen, wo er eine eigene 
Wohnung oder ein Unterkommen ſich zu verſchaffen im Stande iſt , 


2) an jedem Orte Grundeigenthum aller Art zu erwerben; 


3) umherziehend oder an dem Orte des Aufenthalts, ene der 
Niederlaſſung, Gewerbe aller Art zu betreiben, unter den für Einheimiſche 
geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. 


f In der Ausübung dieſer Befugniſſe darf der Bundesangehörige, ſoweit 
nicht das gegenwärtige Geſetz Ausnahmen zuläßt, weder durch die Obrigkeit ſeiner 
Heimath, noch durch die Obrigkeit des Ortes, in welchem er ſich aufhalten oder 
niederlaſſen will, gehindert oder durch läſtige Bedingungen beſchränkt werden. 

Keinem Bundesangehörigen darf um des Glaubens bekenntniſſes willen oder 
wegen fehlender Landes» oder Gemeindeangehörigkeit der Aufenthalt, die Nieder⸗ 
laſſung, der Gewerbebetrieb oder der Erwerb von Grundeigenthum verweigert 
werden. 

$. 2. 


Wer die aus der Bundesangehörigkeit folgenden Befugniſſe in Anſpruch 
nimmt, hat auf Verlangen den Nachweis ſeiner Bundesangehörigkeit und, ſofern 
er unſelbſtſtändig iſt, den Nachweis der Genehmigung desjenigen, unter deſſen 
(väterlicher, vormundſchaftlicher oder ehelicher) Gewalt er ſteht, zu erbringen. 


$. 3. 


Inſoweit beſtrafte Perſonen nach den Landesgeſetzen Aufenthaltsbeſchrän⸗ 
kungen durch die Polizeibehörde unterworfen werden können, behält es dabei ſein 
Bewenden. 

Solchen Perſonen, welche derartigen Aufenthaltsbeſchränkungen in einem 
Bundesſtaate unterliegen, oder welche in einem Bundesſtaate innerhalb der letzten 
zwölf Monate wegen wiederholten Bettelns oder wegen wiederholter Landſtreicherei 
beſtraft worden ſind, kann der Aufenthalt in jedem anderen Bundesſtaate von der 
Landespolizeibehörde verweigert werden. 

Die beſonderen Geſetze und Privilegien einzelner Ortſchaften und Bezirke, 
welche Aufenthaltsbeſchränkungen geſtatten, werden hiermit aufgehoben. 
10* 


§. 4. 


Die Gemeinde ift zur Abweiſung eines neu Anziehenden nur dann befugt, 
wenn ſie nachweiſen kann, daß derſelbe nicht hinreichende Kräfte beſitzt, um ſich 
und ſeinen nicht arbeitsfähigen Angehörigen den nothdürftigen Lebensunterhalt zu 
verſchaffen, und wenn er ſolchen weder aus eigenem Vermögen beſtreiten kann, 
noch von einem dazu verpflichteten Verwandten erhält. Den Landesgeſetzen bleibt 
vorbehalten, dieſe Befugniß der Gemeinden zu beſchränken. 


Die Beſorgniß vor künftiger Verarmung berechtigt den Gemeindevorſtand 
nicht zur Zurückweiſung. : 


$. 5. 


Offenbart ſich nach dem Anzuge die Nothwendigkeit einer öffentlichen Unter⸗ 
ſtützung, bevor der neu Anziehende an dem Aufenthaltsorte einen Unterſtützungs⸗ 
wohnſitz (Heimathsrecht) erworben hat, und weiſt die Gemeinde nach, daß die 
Unterſtützung aus anderen Gründen, als wegen einer nur vorübergehenden Arbeits⸗ 
unfähigkeit nothwendig geworden iſt, ſo kann die Fortſetzung des Aufenthalts 
verſagt werden. 


$. 6. 

Iſt in den Fällen, wo die Aufnahme oder die Fortfegung des Aufenthalts 
verſagt werden darf, die Pflicht zur Uebernahme der Fürſorge zwiſchen verſchie⸗ 
denen Gemeinden eines und deſſelben Bundesſtaates ſtreitig, ſo erfolgt die Ent⸗ 
ſcheidung nach den Landesgeſetzen. 


Die thatſächliche Ausweiſung aus einem Orte darf niemals erfolgen, bevor 
nicht entweder die Annahme⸗Erklärung der in Anſpruch genommenen Gemeinde 
Be eine wenigſtens einſtweilen vollſtreckbare Entſcheidung über die Fürſorgepflicht 
erfolgt iſt. 


§. 7. 


Sind in den in F. 5. bezeichneten Fällen verſchiedene Bundesſtaaten be: 
theiligt, jo regelt fic) das Verfahren nach dem Vertrage wegen gegenſeitiger Ver⸗ 
pflichtung zur Uebernahme der Auszuweiſenden d. d. Gotha, den 15. Juli 1851., 
ſowie nach den ſpäteren, zur Ausführung dieſes Vertrages getroffenen Ver⸗ 
abredungen. 


Bis zur Uebernahme Seitens des verpflichteten Staates ift der Aufenthalts- 
ſtaat zur Fürſorge für den Auszuweiſenden am Aufenthaltsorte nach den für die 
öffentliche Armenpflege in ſeinem Gebiete geſetzlich beſtehenden Grundſätzen ver⸗ 
pflichtet. Ein bee a auf Erfag der für dieſen Zweck verwendeten Koften findet 
gegen Staats-, Gemeinde- oder andere öffentliche Kaſſen desjenigen Staates, 
welchem der Hülfsbedürftige angehört, ſofern nicht anderweitige Verabredungen 
beſtehen, nur inſoweit ftatt, als die Fürſorge für den Auszuweiſenden länger 
als drei Monate gedauert hat. 

$. 8. 


e 


$. 8. 


i Die Gemeinde iſt nicht befugt, von neu Anziehenden wegen des Anzugs 
eine Abgabe zu erheben. Sie kann dieſelben, gleich den übrigen Gemeinde- 
einwohnern, zu den Gemeindelaſten heranziehen. Ueberſteigt die Bauer des Auf⸗ 
enthalts nicht den Zeitraum von drei Monaten, ſo ſind die neu Anziehenden 
dieſen Laſten nicht unterworfen. 


$. 9. 


Was vorſtehend von den Gemeinden beſtimmt iſt, gilt an denjenigen 
Orten, wo die Laſt der öffentlichen Armenpflege verfaſſungsmäßig nicht der 
örtlichen Gemeinde, ſondern anderen gefeglich anerkannten Verbänden (Armen⸗ 
kommunen) obliegt, auch von dieſen, ſowie von denjenigen Gutsherrſchaften, 
deren Gutsbezirk ſich nicht in einem Gemeindeverbande befindet. 


§. 10. 


Die Vorſchriften über die Anmeldung der neu Anziehenden bleiben den 
Landesgeſetzen mit der Maaßgabe vorbehalten, daß die unterlaſſene Meldung nur 
mit einer Polizeiſtrafe, niemals aber mit dem Verluſte des Aufenthalts rechts 
(S. 1.) geahndet werden darf. 


§. 11. 


Durch den bloßen Aufenthalt oder die bloße Niederlaſſung, wie fie das 
gegenwärtige Geſetz geſtattet, werden andere Rechtsverhältniſſe, namentlich die 
Gemeindeangehörigkeit, das Ortsbürgerrecht, die Theilnahme an den Gemeinde— 
nutzungen und der Armenpflege, nicht begründet. 

Wenn jedoch nach den Landesgeſetzen durch den Aufenthalt oder die Nieder- 
laſſung, wenn ſolche eine beftimmte Zeit hindurch ununterbrochen fortgeſetzt 
worden, das Heimathsrecht (Gemeindeangehörigkeit, Unterſtützungswohnſitz) er⸗ 
worben wird, behält es dabei ſein Bewenden. 


9. 12. 


Die polizeiliche Ausweiſung Bundesangehöriger aus dem Orte ihres 
dauernden oder vorübergehenden Aufenthalts in anderen, als in den durch dieſes 
Geſetz vorgeſehenen Fällen, iſt unzuläſſig. 


Im Uebrigen werden die Beſtimmungen über die Fremdenpolizei durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 


F. 13. 


Dies Geſetz tritt am 1. oa 1868. in Kraft. 


dlich unte y | 
Su „te 1 unter Unferr 5 eigenbänkigen Unterheift und $ Kein 


Gegeben Schloß Sienten ö den 1. November 1867. 


(LS) > Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. 
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(Nr. 17.) Geſetz, betreffend den Bundeshaushalt für das Jahr 1867. Vom 4. November 
1867. : 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: ~ 
« 
6 §. 
Das Bundespräfidium wird für das Jahr 1867. zu den Ausgaben 


für das Bundeskanzler⸗Amt, den Bundesrath und die Bundesausſchüſſe 
zur Höhe ven 35,275 Thlr. 


für den Reichstag bis zur Höhe vorn o. 54,488 
zuſammen 89,763 Thlr. 
ermächtigt. 
2 
Die Mittel zur Beſtreitung dieſer Ausgaben find durch Beiträge der ein- 
zelnen Bundesſtaaten nach Maaßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen. 
$. 3. 


Ueber die Verwendung derſelben iſt von dem Bundespräſidium dem Bundes⸗ 
rathe und dem Reichstage zur Entlaſtung Rechnung zu legen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. November 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard- Schönhaufen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
—— — hess 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


